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Wachstumsverweigerung
Immer mehr Menschen sagen 
nein zum Wachstumszwang – 
auch zum „Green New Deal“ 
Was ist zu tun angesichts der umfas-
senden Krise, die der Marktfundamen-
talismus zu verantworten hat? Der 
neoliberale Brandstifter spielt den 
Feuerwehrmann und hat die Antwort 
parat: Weiterwursteln! Das darf er 
aber nicht sagen. Deshalb tut er, was 
Ideologen in schwierigen Zeiten im-
mer tun: Sie benennen um, was ihnen 
peinlich ist, und blockieren unser Den-
ken mit einer Formel.
Beispiele aus der jüngsten Geschich-
te: Unter dem Konkurrenzdruck des 
Sowjetimperiums hieß kapitalistisches 
Weiterwursteln „soziale Marktwirt-
schaft“. Später musste man ange-
sichts der Grenzen des Wachstums 
von „qualitativem Wachstum“ spre-
chen, was immer das bedeuten konn-
te. Bedrängt durch die immer offen-
sichtlicher werdende menschen- 
gemachte Klimakatastrophe, taufte 
der Neoliberalismus sein Weiterwurs-
teln in „nachhaltige Entwicklung“ 
um.
Das neueste Beispiel in der Reihe der 
Worthülsen, mit denen man uns eine 
bessere Zukunft vorgaukelt, ist nun 
der „Green New Deal“. Was damit ge-
meint ist? Weiterwursteln, aber grün 
und gerecht. Ein unauflösbarer Wider-
spruch! Die Farce wird dadurch zur 
Tragödie, dass politisch Rot und 
Grün einmal mehr als gelehrige Schü-
ler das Spiel des liberalen Mentors 
mitspielen. Mäuse fängt man mit 
Speck und Rotgrüne mit dem Green 
New Deal.
Ist also keine Alternative zum grün 
eingefärbten Wachstumsdogma in 
Sicht? Doch! Es gibt in Europa – mit 
Schwerpunkt in Frankreich – immer 
mehr Menschen, die sich dem Wachs-
tum ganz verweigern. In Frankreich 
verstehen sie sich als gesellschaftliche 
Bewegung und sind politisch sehr ak-
tiv. Ihre öffentliche Wirkung verdan-
ken sie dem schlagkräftigen Begriff 
„Décroissance“ (Abnahme, Schrump-
fung), dem Markenzeichen für Wachs-
tumsverweigerung in den frankofonen 
Ländern. Décroissance ist das gemein-
same Motto einer heterogenen, teilwei-
se auch miteinander im Streit liegen-
den Gruppe von Intellektuellen, 
Medienleuten und politischen Aktivis-
ten. Ihnen allen ist eine Überzeugung 

gemeinsam: Wir werden den Ausweg 
aus unserer Zivilisationskrise nicht fin-
den, wenn wir die Gestaltung unseres 
Lebens weiterhin von der Wirtschaft 
und ihren Zwängen, insbesondere 
dem Wachstumszwang, bestimmen 
lassen.
Das breite Spektrum der Bewegung 
lässt sich nicht in einem kurzen Text 
darstellen. Stattdessen soll hier einer 
ihrer Vertreter kurz vorgestellt wer-
den: Paul Ariès, Jahrgang 1959, Poli-
tologe und Autor mehrerer Bücher 
zum Thema. Seinem politischen Pro-
gramm liegt der Begriff der „gra-
tuité“ (Kostenlosigkeit) zugrunde. 
Ein sinnvoller Gebrauch (bon usage) 
von Gütern und Dienstleistungen 
müsste Ariès zufolge kostenlos sein. 
Ein umwelt- und klimaschädigender 
Verbrauch (mésusage) sollte hingegen 
verboten oder drastisch verteuert wer-
den. Für Trink- und Duschwasser 
oder für Straßenbahnfahren soll man 
nicht bezahlen müssen. Das private 
Schwimmbad und die Autobahnfahrt 
im Porsche müssen dagegen abge-
schafft werden oder unzumutbar teu-
er zu stehen kommen.
Die Décroissance-Bewegung verfügt 
über eine Monatszeitschrift gleichen 
Namens (Auflage 45.000). Sie wirbt 
für Wachstumsverweigerung auf drei 
Ebenen: individuelle Lebensgestal-
tung, kollektive Experimente (Wohn-
gemeinschaften, Landkooperativen 
usw.) und Politik. Die Grundüberzeu-
gung der Wachstumsverweigernden 
lässt sich in einem Bild zusammenfas-
sen: Wir müssen nicht einen immer 
noch größeren Kuchen backen, damit 
alle genug abbekommen. Wir müssen 
das Rezept ändern und den Kuchen 
besser verteilen als bisher. Oft nen-
nen sie ihre ökonomisch-politische 
Leitvorstellung „dauerhafte Wachs-
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Gegen grüne
Wachstumspolitik
In Frankreich wurde die Kritik 
an Öko-Kapitalismus und Green 
New Deal zur Bewegung
Es war in der Rue de Grenelle in Pa-
ris, wo am 27. Mai 1968, mitten im 
Generalstreik, ein Abkommen zwi-
schen der französischen Regierung, 
den Gewerkschaften und den Unter-
nehmern geschlossen wurde. Seither 
werden in Frankreich Abkommen, die 
auf einer breiten Basis ausgehandelt 
werden, oft als „Grenelle“ bezeichnet.
2007 leitete Präsident Sarkozy eine 
Konferenz mit dem Titel „Umwelt-
Grenelle“ (Grenelle de l'environne-
ment). Sein erklärtes Ziel: grünes 
Wirtschaftswachstum. Offensichtlich 
ging es dabei um ein Greenwashing 
des forcierten Wachstumskurses, den 
Sarkozy dem Land verordnet hat. So 
klammerte er die Nukleartechnologien 
von vornherein als nicht verhandelbar 
aus. Die Konferenz beschloss 268 Maß-
nahmen, darunter den Bau neuer Au-
tobahnen und TGV-Linien. Dadurch 
sollen über zehn Jahre hinweg Investi-
tionen von 440 Milliarden Euro ausge-
löst werden. Der „Green New Deal“ 
scheint in Frankreich und Europa 
zum neuen Schlagwort zu werden, da 
sich mit unverhüllt neoliberalen 
Grundsätzen in den nächsten Jahren 
keine salonfähige Politik machen lässt.
In diesem Klima führten die Wachs-
tumsverweigerer im Mai 2009 in Lyon 
einen Gegenkongress durch: „Contre-
Grenelle 2“ (nach einem ersten im 
Jahr 2007). Die ReferentInnen schil-
derten aus verschiedenen Perspekti-
ven die Illusionen und Gefahren eines 
grünen Kapitalismus.
Zum Beispiel legte der Journalist 
Aurélien Bernier dar, warum der 
Markt mit den CO2-Emissionsrechten 
in einigen Jahren Größenordnungen 
erreichen wird, wie sie der Finanz-
markt vor der Krise 2008 hatte. Die 
Ausweitung dieses Markts auf neue 
Bereiche, bis hin zu den individuellen 
Verschmutzungsrechten, wird unter 
Umgehung der demokratischen Ent-
scheidungsmechanismen eingeführt. 
Wir werden, so Bernier, eines Tages 
feststellen, dass mit Klimapapieren 
nicht transparenter spekuliert wird 
als bisher mit irgendwelchen Deriva-
ten. Seit dieser Veranstaltung wird 
die Décroissance-Bewegung in den Me-
dien nicht mehr totgeschwiegen. 

Plakat: „Nein zum Grünen Kapitalismus“




